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Fortschritt geht nicht auf Sparflamme. Mehr Investitionen im Bundeshaushalt 2024!
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Demnächst wird der Haushalt des Bundes für das Jahr 2024 beschlossen und wir sehen leider, dass es nach

Beschluss der Bundesregierung zu massiven Kürzungen in vielen Bereichen kommen wird, die für das Funktio-

nieren dieser Gesellschaft sowie soziale Gerechtigkeit entscheidend sind. Viele Vorhaben, die die SPD in den

Koalitionsverhandlungen mit Grünen und FDP erkämpft hat, sind ohne ausreichende finanzielle Mittel nicht zu

bewerkstelligen. Der Fortschritt, den sich die Koalition auf die Fahnen geschrieben hat, ist somit auch eine Frage

des Haushalts. Doch auch hier gilt: Kein Gesetz verlässt den Bundestag so, wie es hineingekommen ist. Von der

sozialdemokratischen Bundestagsfraktion fordern wir deshalb, sich gegen die Sparpläne des Finanzministers

stark zu machen und mehr Investitionen durchzusetzen! 

Beispiele für die geplanten Sparmaßnahmen, die wir in der Summe so nicht mittragen können, gibt es viele: 

Wir sparen bei der Bildung, indem wir nicht mehr Geld für BAföG ausgeben, obwohl es im Koalitionsvertrag an-

ders angekündigt war, obwohl die Bundesregierung die Anzahl der BAföG-Beziehenden massiv erhöhen wollte.

Gleichzeitig werdenwirmit dem zur Verfügung stehenden Geld keine notwendige Anpassung der Leistungshöhe

hinkriegen und sorgen dafür, dass sich junge Menschen aus ärmeren Haushalten zukünftig kein Studium mehr

leisten können, dass Bildung vom Einkommen der Eltern abhängig ist. 

Wir sparen an der Digitalisierung: Nur 3,3 Millionen anstatt 377 Millionen wie im Vorjahr sollen hierfür bereit-

stehen, also eine Kürzung um 99 Prozent - obwohl die Umsetzung des Onlinezuganggesetzes bereits jetzt weit

hinter den Plänen der Bundesregierung hinterherhinkt. Damit werden wir weiterhin viele notwendige Bereiche

nicht digitalisieren können, was uns am Ende viel teurer kommt. 

Wir sparen bei der Entwicklungszusammenarbeit, obwohlwir imKoalitionsvertrag festgelegt haben, dass dieMit-

tel gleichmit demVerteidigungsetatwachsen sollen. Die oft beschworeneBekämpfung von Fluchtursachenbleibt

so ein Lippenbekenntnis. Außerdem zeigt es, wie sehr die Sicherheitspolitik aufmilitärische Aspekte verengt wird

- ein Ansatz, der unseren sozialdemokratischen Positionen komplett zuwiderläuft. 

Wir sparen bei der Kindergrundsicherung, weil wir hier nicht die geforderten 12 Milliarden bereitstellen und er-

möglichen so nicht, dass alle Kinder die gleichen Chancen haben. 

Wir sparen beim Industriestrom, obwohl dieWirtschaft jetzt eine verlässliche und günstige Versorgung benötigt,

um gute und nachhaltige Arbeitsplätze in Deutschland zu sichern. 

Wir sparen bei der Schiene, indemwir nicht die zugesagten Mittel für den Ausbau und die Erneuerung des Bahn-

netzes bereitstellen, damit dort der Sanierungsstau aufgelöst werden kann. Im Koalitionsausschuss wurde zuge-

sagt, 45 Milliarden bis 2027 bereitzustellen, sollten diese nicht kommen wird sich der Zustand laut Bahn weiter

verschlechtern. Selbst durch die geplante Erhöhung der LKW Maut wird diese Summe in den nächsten Jahren

nicht erreicht werden, stattdessen soll zusätzliches Geld aus dem Klima und Transformationsland zweckentfrem-

det werden, wobei dieses Geld der Bahn auch als zusätzliches Eigenkapital gewährt werden könnte. 

Wir sparen daran, den ÖPNV bezahlbar zu machen. Nachdem im letzten Jahr für eine Fortführung des erfolgrei-

chen 9-Euro-Tickets nicht genugMittel bereitgestellt wurden, reichen dieMittel nunmehr nichtmehr aus, umdas

Deutschlandticket für 49 Euro fortzuführen. 

1



SPD-Bezirk Hannover

Ordentlicher Bezirksparteitag | 30. September 2023 | Hameln
Beschluss Res-02

Wir sparen beim Katastrophen- und Bevölkerungsschutz. Die Mittel wurden trotz vermehrten Aufkommen von

Naturkatastrophen,Wald- und Flächenbränden oder der Corona-Pandemie, die besonders großeHerausforderun-

gen brachte, drastisch gekürzt. Das strapaziert noch stärker den Bereich, der hauptsächlich von ehrenamtlichen

Kräftengestelltwird. Die Flut imAhrtal zeigte besonders, dass Sparmaßnahmen imBevölkerungsschutz das Leben

jeder*jedes einzelnen gefährden kann.  

Wir sparen bei den Fahrradwegen. Im Haushalt sind rund 150Millionen Euro weniger für den Ausbau von Radwe-

gen als im Vorjahr vorgesehen, das Geld sollte insbesondere zumAusbau von dringend benötigten Radschnellwe-

gen genutzt werden. Im Vergleich zu 2022 wird das vorgesehene Budget so fast halbiert. Laut ADFC sind statt der

vorgesehenen 400 Millionen mindestens eine Milliarde Euro notwendig, andernfalls lasse sich der beschlossene

nationale Radverkehrsplan nicht umsetzen. So werden Kommunen, die leider zu wenig Geld für diese Aufgabe

haben, wieder im Stich gelassen und eine Verkehrswende verschlafen. 

Wir sparen beim Bürgergeld, das weiterhin ein Leben in Armut bedeutet. Für eine dringend notwendige Reform

der Berechnungsmethode fehlt es am Geld. “Die Leistungen bleiben trickreich klein gerechnet, reichen vorne und

hinten nicht und gehen an der Lebensrealität der Menschen vorbei”, kritisiert etwa Ulrich Schneider, Hauptge-

schäftsführer des ParitätischenWohlfahrtsverbands.  

Wir sparen bei der Pflege und belasten die Bürger*Innen undArbeitgeber*Innen durch einenmassiven Anstieg der

gesetzlichen Pflegeversicherungsbeiträge, weil die steuerlichen Ausgleichszahlungen wegfallen. 

Wir sparen an unserer Demokratie, weil für die Bundeszentrale für politische Bildung fast 25 ProzentwenigerMit-

tel zur Verfügung gestellt werden. Im Koalitionsvertrag heißt es hierzu: „Wir wollen die politische Bildung und die

Demokratiebildung entlang der Bildungskette stärken, die Projektmittel der Bundeszentrale für politische Bildung

erhöhenunddieUnabhängigkeit ihrerArbeit achten.“Gleichzeitig sehenwir enormenZuspruch fürmenschenver-

achtendes, rechtsextremesGedankengut undUmfragewerte für die AfD, die bundesweit bereits an die 20 Prozent

reichen. Die Verteidigung unserer Demokratie braucht auch Investitionen in die politische Bildung. 

Gleichzeitig werden weiterhin Unsummen für klimaschädliche Subventionen ausgegeben. Im Jahr 2018 waren

das beispielsweise 65,4 Milliarden Euro. Dabei ist auch im Koalitionsvertrag vereinbart: “Wir wollen zusätzliche

Haushaltsspielräumedadurchgewinnen, dasswir imHaushalt überflüssige, unwirksameundumwelt- und klima-

schädliche Subventionen und Ausgaben abbauen.”Beispiele hierfür sind die Kerosinsteuerbefreiung, das Dienst-

wagenprivileg, der Steuervorteil von Diesel und die Mehrwertsteuerbefreiung des internationalen Flugverkehrs.

DurchAbschaffung solcher klimaschädlichen Subventionen könnte - imSinne des Koalitionsvertrags -mehr finan-

zieller Spielraum für die oben genannten Anliegen gewonnenwerden. Hinzu kommt das finanzielle Potential, das

sich durch die Besteuerung großer Vermögen oder Erbschaften erschließen ließe. Auch wenn dieses Potential in

einer Koalitionmit der FDP voraussichtlich nicht ausgeschöpft werden kann, muss die SPD-Bundestagsfraktion in

den Haushaltsberatungen deutlich machen, wie sehr die Verhinderung zusätzlicher Steuereinnahmen den Haus-

halt einschränkt. 

Angesichts der großen transformativen Herausforderungen, vor denen unsere Gesellschaft steht, ist ein Bundes-

haushalt auf Sparflamme viel zu kurz gedacht.  Daher fordernwir, dass dieser Haushalt so nicht beschlossenwird,

sondern durch den Bundestag massiv nachgebessert wird und die anderen Parteien an die gemeinsamen Verab-

redungen im Koalitionsvertrag erinnert werden.

Überweisen an

Bundestagsfraktion
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